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neue Sorten eingekreuzt wurde, ist die Bedeutung der Gelbmo-
saikvirose für den Wintergersteanbau minimiert worden. Selbst 
auf hochgradig verseuchten Böden können Sorten, die die Im-
munität besitzen, ertragsverlustfrei angebaut werden. Eine Re-
sistenzzüchtung, wie sie bei der Wintergerste gegenüber den 
Gelbmosaikviren möglich war, wird bei Weizen, Roggen und 
Triticale dadurch erschwert, dass der Resistenz gegenüber den 
beiden unterschiedlichen Viren möglicherweise auch unter-
schiedliche Mechanismen zugrunde liegen. Mit der Bereitstel-
lung resistenter Sorten in absehbarer Zeit ist auch deswegen nicht 
zu rechnen, da gegenwärtig noch keine definitiven Resistenz-
quellen bekannt sind, resistente Sorten in aufwendigen Tests erst 
selektiert und die einer Resistenz zugrunde liegenden Mechanis-
men analysiert werden müssen. Nur wenn eine monogene Resis-
tenz, eine Immunität wie bei der Gerste auch innerhalb der Sor-
ten von Weizen oder Roggen nachgewiesen wird, kann mit ver-
hältnismäßig schnellen Züchtungserfolgen gerechnet werden. 
Untersuchungen sowohl zur Epidemiologie als auch zur Identi-
fizierung von Pflanzen mit Resistenzeigenschaften gegenüber 
den bodenbürtigen Weizenviren sind am Institut für Pflanzen-
virologie, Mikrobiologie und biologische Sicherheit der Biologi-
schen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft bereits vor 
mehreren Jahren aufgegriffen worden. Die Arbeiten wurden und 
werden durch die Gesellschaft zur Förderung der privaten deut-
schen Pflanzenzüchtung in Bonn finanziell gefördert. 
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Zulassungsdauer von Pflanzenschutzmitteln: 
Fälle kürzer als zehn Jahre befristeter Zulassungen 
Period of authorization for PPPs: Cases of authorizations less than ten years 
Von Volker Kaus 
Zusammenfassung 
Die Zulassungsdauer für Pflanzenschutzmittel beträgt grund-
sätzlich zehn Jahre. Kürzer als auf zehn Jahre befristete Zulas-
sungen werden entweder ausdrücklich im Pflanzenschutzgesetz 
genannt oder müssen den Anforderungen des § 16 Abs. 1 Satz 2 
des Pflanzenschutzgesetzes entsprechen. Fälle, in denen noch 
Zulassungsunterlagen ausstehen, werden allerdings nach der 
Rechtsprechung des VG Braunschweig nicht von dieser Vor-
schrift erfasst. Sie sind somit kein hinreichender Grund für eine 
kürzer als auf zehn Jahre befristete Zulassung, sofern Unterlagen 
von untergeordneter Bedeutung in Rede stehen. 
Stichwörter: Zulassung für zehn Jahre, kürzere Befristung, 
gesetzlich geregelte Fälle, Rechtsprechung zu § 16 Abs. 1 Satz 2 
PflSchG 
Abstract 
The authorization of plant protection products is principally limi-
ted toten years. In particular cases, a shorter period may be agreed 
upon. Shorter periods of authorization are either explicitly ad-
dressed by the German plant protection law or must comply with 
the requirements of Art. 16 para. 1 sentence 2 of the German plant 
protection law. Certain cases, in which the documents required for 
an authorization are incomplete, are not covered by Art. 16 para. 
1 sentence 2 of the German plant protection law accordingly to 
the ruling of the VG Braunschweig. These cases are therefore no 
sufficient reason for an authorization less than ten years, provided 
that the documents concerned are of less significance. 
Key words: Authorization for ten years, short term authoriza-
tion, special cases covered by the German plant protection law, 
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case Jaw of the VG Braunschweig concerning Art. 16 para. l sen-
tence 2 PflSchG 
Gemäß § 16 Abs. 1 Satz 1 des Pflanzenschutzgesetzes (Pfl-
SchG)1) ist dem Antragsteller die Zulassung für ein Pflanzen-
schutzmittel grundsätzlich für zehn Jahre zu erteilen. Diese Vor-
schrift basiert auf Art. 4 Abs. 4 Richtlinie 9 l/4 l 4/EWG2), der von 
einem Zulassungszeitraum von höchstens zehn Jahren spricht. 
Deshalb ist es zulässig, wenn die Biologische Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft (BBA), gestützt auf § 16 Abs. l Satz 
2 PflSchG, im Einzelfall eine kürzere Zulassungsdauer festsetzt. 
Fraglich ist, welche Einzelfälle der Regelung des§ 16 Abs. 1 Satz 
2 PflSchG unte1fallen. 
1 Gesetzlich geregelte Fälle 
Das Pflanzenschutzgesetz selbst nennt Fälle einer kürzeren Zu-
lassungszeit als der Regelzulassungsdauer, die folglich bei der 
Betrachtung des § 16 Abs. l Satz 2 PflSchG nicht zu berück-
sichtigen sind. Diese gesetzlich geregelten Fälle sind folgende: 
1 Vorläufige Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 
mit neuen Wirkstoffen 
Gemäß§ 15 c PflSchG - dieser entspricht Art. 8 Abs. l Richtli-
nie 911414/EWG - kann die BBA ein Pflanzenschutzmittel für 
einen Zeitraum von höchstens drei Jahren zulassen, das einen 
neuen Wirkstoff enthält, der noch nicht in Anhang I der Richt-
linie 91/414/EWG Aufnahme gefunden hat. 
Auf Antrag kann die Zulassung bis zu dem Zeitpunkt verlän-
gert werden, an dem die Entscheidung über die Zulassung des 
Pflanzenschutzmittels nach§ 15 PflSchG getroffen wird(§ 15 c 
Abs. 3 PflSchG). Diese Vorschrift ist in Zusammenhang mit Art. 
8Abs. 1Unterabsatz6 Richtlinie 91/414/EWG zu sehen. Danach 
kann gemäß dem Verfahren des Art. 19 Richtlinie 91/414/EWG 
eine Zusatzfrist beschlossen werden, wenn nach Ablauf der drei 
Jahre noch keine Aufnahme des neuen Wirkstoffs in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG erfolgen konnte. Diese Verlängerung der 
Zulassung soll dazu dienen, die vollständige Prüfung der vorge-
legten Unterlagen und gegebenenfalls eingeholter ergänzender 
Angaben vornehmen zu können. Die Verlängerung der nationa-
len vorläufigen Zulassung ist dabei abhängig von der Entschei-
dung der Kommission der Europäischen Union, da Art. 8 Abs. l 
Richtlinie 91/414/EWG keinen Verweis auf Art. 4 Abs. 4 und hier 
insbesondere dessen Satz 2 Richtlinie 91/414/EWG enthält, der 
den zuständigen Behörden die Kompetenz gibt, die Zulassungen 
auf Antrag für einen Zeitraum zu erneuern, den sie für ihre Prü-
fung noch brauchen.3) 
2 Gegenseitige Anerkennung von Zulassungen 
§ 16 Abs. l Satz 3 PflSchG führt aus, dass Zulassungen gemäß 
§ 15 b Abs. 1 und 7 PflSchG (Zulassung von in anderen Mit-
gliedstaaten zugelassenen Pflanzenschutzmitteln) nur bis zu dem 
Zeitpunkt erteilt werden dütfen, an dem die Zulassung in dem 
Mitgliedstaat endet, auf die sich der Antragsteller zur Begrün-
dung der Zulassungsvoraussetzungen bezogen hat. Mit § 15 b 
PflSchG wird Art. 10 Abs. 1 Richtlinie 91/414/EWG (Gegensei-
tige Anerkennung der Zulassung) in nationales Recht umgesetzt. 
Zwar schreibt Art. 10 Richtlinie 91/414/EWG nicht vor, dass die 
„anerkannte" Zulassung mit der nach dem „normalen" Zulas-
sungsve1fahren erteilten Zulassung endet. Diese Schlussfolge-
rung ergibt sich aber daraus, dass die Zulassungsbestimmungen 
ein hohes Schutzniveau gewährleisten und insbesondere das In-
verkehrbringen und die Anwendung von Pflanzenschutzinitteln 
verhindert werden soll, die nicht ausreichend auf ihre Gesund-
heits-, Grundwasser- und Umweltgefährdung untersucht worden 
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sind.4) Diese Prämisse hinsichtlich der Sicherheitsgewähr-
leistung bei Pflanzenschutzmitteln würde unterlaufen, wenn die 
„anerkannte" Zulassung über den Zeitpunkt hinaus Bestand 
haben könnte, als dies in dem anderen Mitgliedstaat als vertret-
bar angesehen wurde. 
Die BBA ist allerdings ausweislich§ 16 Abs. 2 Satz 1 PflSchG 
auf Antrag befugt, die Zulassung nach§ 15 b PflSchG bis zu dem 
Zeitpunkt zu verlängern, an dem die Entscheidung über die er-
neute Zulassung getroffen wird. 
Unabhängig davon gilt eine Aufbrauchfrist bis zum zweiten 
auf das Ende der Zulassung folgenden Jahres, wenn eine erneute 
Zulassung nicht mehr erfolgt (vgl. § 6 a Abs. 3 Satz 1 PflSchG). 
3 Feh/ende rechtzeitige Anschlusszulassung 
Selbst wenn ein Pflanzenschutzmittel für die Regelzulassungs-
dauer von zehn Jahren zugelassen ist, besteht die Möglichkeit, 
dass die erneute Zulassung sich nicht nahtlos anschließt. § 16 
Abs. 2 PflSchG gestattet daher der BBA auf Antrag, die Zulas-
sung bis zu dem Zeitpunkt zu verlängern, an dem die Entschei-
dung über die erneute Zulassung getroffen wird. Diese Regelung 
entspricht Art. 4 Abs. 4 Satz 2 Richtlinie 91/414/EWG. 
II Anwendbarkeit des § 16 Abs. 1 Satz 2 PflSchG 
Für die Anwendbarkeit des § 16 Abs. 1 Satz 2 PflSchG, welcher 
der BBA gestattet, eine kürzere Zulassungsdauer festzulegen, ist 
nach der Rechtsprechung des VG Braunschweig zum einen das 
Vorliegen sachlicher Gründe5) und zum anderen eine Ausnahme-
situation6) Voraussetzung. Folgende Fälle sind dafür in Betracht 
zu ziehen: 
1 Zeitliche Befristung im Zulassungsantrag 
Die Zulassung eines Pflanzenschutzmittels erfolgt nur auf An-
trag7). Prinzipiell ist der Antragsteller damit als „Herr des Ver-
fahrens" ausgewiesen. Er entscheidet im Rahmen der Zulas-
sungsdauer u. a. über den Vermarktungszeitraum und über die in 
die Gebrauchsanleitung aufzunehmenden Indikationen, die 
gemäß der Zulassung ausgewiesen werden dürfen. Damit liegt es 
auch an seiner Entschließung, ob überhaupt von der erteilten Zu-
lassung Gebrauch gemacht wird. Als sachlicher Grund im Sinne 
des VG Braunschweig ist denkbar, dass der Antragsteller nur 
eine zwei- bis dreijährige Zulassungsdauer anstrebt, um be-
stimmte Produktmengen, die er noch auf Lager hat, vermarkten 
zu können, ohne eine weitere Produktion geplant zu haben8). 
' ) Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzgesetz-PflSchG) 
vom 14. Mai 1998 (BGBI. I S. 950) in der Fassung vom 27. November 1998 
(BGBI. I S. 3512). 
2) Richtlinie des Rates vom 15. Juli 199 1 über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln (911414/EWG), ABI. EG Nr. L 230 vom 19. August 
1991, S. 1. 
'l Vgl. dazu die Entscheidung der Kommission vom 23. Februar 2000 zur 
Verlängerung des für vorläufige Zulassungen des neuen Wirkstoffs Quin-
oxyfen vorgesehenen Zeitraums (2000/166/EG) in ABI. EG Nr. L 52 vom 
25. Februar 2000, S. 44 und die Entscheidung der Kommission vom 23. Fe-
bruar 2000 zur Verlängerung des für vorläufige Zulassungen des neuen Wirk-
stoffs Pseudomonas chlororaphis vorgesehenen Zeitraums (2000/180/EG) in 
ABI. EG Nr. L 57 vom 2. März 2000, S. 34. 
4) Vgl. dazu auch den neunten Erwägungsgrund der Richtlinie 91/414/EWG. 
5) Beschluss des VG Braunschweig vom 7. 2. 1991 , Az.: 6 B 61356/90, S. 9. 
6) Beschluss des VG Braunschweig vom 7. 2. 1991, Az.: 6 B 61356/90, S. 10; 
Beschluss des VG Braunschweig vom 22.12.1998, Az.: 6 B 6372/98, S. 4 f. 
7) Vgl. Art. 9 Abs. 1 Richtlinie 911414/EWG und§ 12Abs. 1 PflSchG i.V.m. 
§ 1 der Verordnung über Pflanzenschutzmittel und Pflanzenschutzgeräte 
(Pflanzenschutzmittelverordnung) vom 17. August 1998 (BGBI. I S. 2156). 
') Vgl. dazu auch LoRz, A., Kommentar zum Pflanzenschutzgesetz, 1989, 
München, § 16 Nr. 1. 
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Eine Ausnahmesituation ist hier, neben dem Vorliegen eines 
sachlichen Grundes, zu bejahen, da stets davon auszugehen ist, 
dass der Antragsteller bei „normalem Antrag" insbesondere aus 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten die Zulassung für zehn Jahre 
beantragen wird. 
2 Mängel bei Anforderungen bzgl. Analysemethoden 
Anhang VI9) Teil C. Nummer 1.8. Buchstabe b) der Richtlinie 
911414/EWG spricht von einer Zulassung für einen begrenzten 
Zeitraum, das heißt von einem Zeitraum von weniger als zehn 
Jahren. Diese Möglichkeit der kürzeren Befristung der Zulas-
sung als auf zehn Jahre besteht behördlicherseits, wenn die in 
Anhang VI Teil C. Nummer 2.6 genannten Anforderungen hin-
sichtlich der Analysemethoden nicht ganz erfüllt sind, weil der 
Stand von Wissenschaft und Analysetechnologie dies nicht er-
laubt. Voraussetzung ist allerdings, dass die vorgeschlagenen 
Verfahren infolge ihrer Eignung für den vorgegebenen Zweck 
gerechtfertigt sind. In diesem Fall wird dem Antragsteller eine 
Frist für die Entwicklung und Vorlage von Analyseveifahren ein-
geräumt, die den prinzipiell geforderten Kriterien entsprechen. 
Nach Ablauf dieser Frist wird die Zulassung erneut geprüft. Ein 
sachlicher Grund liegt hier bereits in der Anordnung durch An-
hang VI Teil C. Nummer 2.6 der Richtlinie 91/414/EWG. Ein 
Ausnahmetatbestand könnte je nach Behördenpraxis problema-
tisiert und eine Aussetzung der Zulassungsentscheidung in Be-
tracht gezogen werden. Die gemeinschaftsrechtliche Regelung, 
im nationalen Recht verbindlich gemäß § l a Abs. 6 Pflanzen-
schutzmittelverordnung, spricht aber für die prinzipielle Zuläs-
sigkeit einer befristeten Zulassung auf weniger als zehn Jahre in 
diesem speziellen Fall. 
3 Wiederholbarkeit von Analysemethoden 
Anhang VI Teil C. Nummer 1.8. Buchstabe c) der Richtlinie 
91/414/EWG lässt behördlicherseits eine Zulassung für zwei 
Jahre zu. Diese Zulassungsdauer ist dann zu erteilen, wenn die 
Wiederholbarkeit der in Anhang VI Teil C. Nummer 2.6 genann-
ten vorgeschlagenen Analyseverfahren nur in zwei Labors über-
prüft wurde. Dem Antragsteller soll damit die Gelegenheit gege-
ben werden, die Wiederholbarkeit dieser Ve1fahren nach aner-
kannten Normen nachweisen zu können. Hinsichtlich der Fra-
gestellung, ob es sich dabei um einen Ausnahmetatbestand han-
delt, gelten die Ausführungen unter Nr. II. 2 entsprechend. 
III Nicht von § 16 Abs. 1 Satz 2 PflSchG erfasste Fälle 
Von dem Anwendungsbereich des § 16 Abs. 1 Satz 2 PflSchG 
sind folgende Fälle nicht erfasst: 
1 Erprobung der Vertriebsmöglichkeit eines neuen 
Produkts 
Zu § 16 PflSchG alter Fassung10) ist die Auffassung vertreten 
worden, dass die BBA im Einzelfall eine kürzere Zulassungs-
dauer als zehn Jahre festsetzen kann zur „Erprobung der Ver-
triebsmöglichkeit eines neuen Präparates" 11 ). Dieser Fall wird 
im neuen Pflanzenschutzgesetz von § 15 c PflSchG erfasst und 
hat damit eine spezialgesetzliche Regelung erfahren. § 16 Abs. 1 
Satz 2 Pf!SchG ist daher als Auffangtatbestand nicht anwendbar. 
2 Fehlen von Zulassungsunterlagen 
Heftig diskutiert worden ist die Fragestellung, ob die Zulassung 
dann auf einen Zeitraum kürzer als zehn Jahre befristet werden 
darf, wenn die am Zulassungsverfahren beteiligten Behörden 
zwar der Auffassung sind, dass für diesen begrenzten Zeitraum 
die Zulassung vertretbar ist, die „Auffütterung" auf die zehn-
jährige Zulassungsdauer aber von der Vorlage weiterer unter 
Umständen entscheidungsrelevanter Unterlagen abhängig zu 
machen ist. 
Das VG Braunschweig hat in seinem sog. Chlortoluron-Ur-
teil12) und in seinem sog. Methabenzthiazuron-Urteil 13) eine sol-
che Vorgehensweise zumindest hinsichtlich der zeitlichen Befri-
stung ausdrücklich für zulässig erklärt. Durch die Anordnung ei-
ner Anwendungsbestimmung sei das Gefährdungspotential zu-
mindest auf ein vertretbares Maß reduziert worden, bis die lau-
fenden Lysimeterstudien vorgelegt werden können. Die Auflage 
wird als milderes Mittel im Sinne des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes gegenüber der sonst gebotenen Versagung der Zu-
lassung angesehen. 
Eine Weiterentwicklung dieser Rechtsprechung ist mit Be-
schluss im Jahre 1991 erfolgt14). Danach hält es das Gericht für 
unzulässig, bei Fehlen grundlegender Unterlagen eine Befristung 
der Zulassung für einen Zeitraum von weniger als zehn Jahren 
auszusprechen. Eine solche Vorgehensweise wird nur als statt-
haft angesehen bei e1forderlichen Angaben und Unterlagen, die 
für die Zulassungsentscheidung nur von untergeordneter Bedeu-
tung für die Belange des Naturhaushalts sind. Die vom Gesetz-
geber für den Regelfall vorgeschriebene zehnjährige Zulas-
sungsdauer würde ansonsten unterlaufen und zu einem Ausnah-
mefall werden. 15) 
In einem Beschluss aus dem Jahre 1998 16) konkretisiert das 
Gericht seine Rechtsauffassung zu kürzeren als auf zehn Jahre 
befristeten Zulassungen. Eine Befristung der Zulassung auf we-
niger als zehn Jahre sei auch nicht mehr zu rechtfertigen im Hin-
blick auf Unterlagen von untergeordneter Bedeutung für den Na-
turhaushalt, die alsbald nachgereicht werden können. In diesem 
Fall sei die Regelzulassungsdauer auszusprechen und mit einer 
Auflage die Unterlagen nachzufordern. Bei Nichte1füllung der 
Auflage könne die Zulassung widerrufen werden. Damit sei ein 
weiterer Beitrag geliefert, dass die Regelzulassungsdauer nicht 
unterlaufen werde. 17) 
Aufbauend auf dieser Rechtsprechung hat das VG Braun-
schweig in drei weiteren Fällen aus dem Jahre 1999 Anträge auf 
eine vorläufige Zulassung in Verfahren des Einstweiligen 
Rechtsschutzes bis zur endgültigen Zulassungsentscheidung als 
begründet angesehen. Noch bestehenden Bedenken könne durch 
Auflagen und Nachforderungen abgeholfen werden. Wesentli-
cher Entscheidungsgrund war, dass die für eine behördliche Ent-
scheidung noch vorzulegenden Unterlagen nicht grundlegend 
zum Nachweis der Zulassungsvoraussetzungen aus fachwissen-
schaftlicher Sicht einzustufen waren. 18) 
9) Richtlinie 97/57/EG des Rates vom 22. September 1997 zur Festlegung 
des Anhangs VI der Richtlinie 91/414/EWG über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln, ABI. EG Nr. L 265 vom 27. September 1997, S. 87. 
"') Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzgesetz - PflSchG) 
vom 15. September 1986 (BGB!. I S. 1505) in der Fassung vom 27. Juni 1994 
(BGB!. I S. 1440). 
11 ) Urteil des OVG Lüneburg vom 20. 12. 1984, Az: 30VG Al40/82, S. 9; 
LORZ, A., Kommentar zum Pflanzenschutzgesetz, 1989, München, § 16, 
Nr. 1. 
12) Urteil vom 12. 9. 1990, Az.: 6 A 6009190, S. 22 ff. 
11 ) Urteil vom 12. 12. 1990, Az.: 6 A 61195/90, S. 25 f. 
14) Beschluss des VG Braunschweig vom 7. 2. 1991, Az.: 6 B 61356/90. 
15) Beschluss des VG Braunschweig vom 7. 2. 1991, Az.: 6 B 61356/90, 
S. 9 f. 
16) Beschluss des VG Braunschweig vom 22. 12. 1998, Az.: 6 B 6372/98. 
17) Beschluss des VG Braunschweig vom 22. 12. 1998, Az.: 6 B 6372/98, 
S.4f. 
18 ) Vgl. dazu Beschluss des VG Braunschweig vom 24. 3. 1999, Az.: 6 B 
6013/99, S. 5 ff.; Beschluss des VG Braunschweig vom 18. 2. 1999, Az.: 6 B 
6392/98, S. 5; Beschluss des VG Braunschweig vom 22. 12. 1998, Az.: 6 B 
6372/98, S. 4 f. 
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Allerdings hat das VG Braunschweig auch bestätigt, dass es 
grundsätzlich nicht statthaft sei, von vornherein Teilbereiche von 
der Zulassungsprüfung auszunehmen und auf einen Zeitpunkt 
nach der Zulassung zu verlagern, indem die Zulassung mit ent-
sprechenden Nachforderungen versehen wird. Dem Schutz-
zweck des § l Abs. 4 PflSchG sowie den Anforderungen des 
§ 15 PflSchG müsse die Zulassung genügen 19). Liegen daher dem 
Gericht unterschiedliche Bewertungen für die Frage der (zumin-
dest vorläufigen) Entbehrlichkeit weiterer Nachweise als Vor-
aussetzung für die Zulassung der Mittel vor, sind Anträge auf 
vorläufige Zulassung zurückzuweisen, da umstrittene fachwis-
senschaftliche Beurteilungen typischerweise erst im Haupt-
sacheverfahren geklärt werden können.20) 
In diesem Zusammenhang hat das VG Braunschweig aus-
drücklich klargestellt, dass das Einvernehmen einer Befristung 
nicht zugänglich is t. Nur ein Verwaltungsakt könne mit einer Be-
fristung versehen werden.21 ) 
Die dargestellte Rechtsprechung des VG Braunschweig lässt 
sich dahingehend zusammenfassen, dass Datenlücken welcher 
Art auch immer in der Regel kein hinreichender Grund für eine 
Befristung der Zulassung auf weniger als zehn Jahre sein kön-
nen. Sie können aber auch ein hinreichender Grund sein, die Zu-
lassung nicht zu erteilen. Die Entbehrlichkeit von Unterlagen ist 
19) Vgl. dazu Beschluss des VG Braunschweig vom 7. 2. 1991, Az.:6 B 
61356/90, S. 7 f.; Beschluss des VG Braunschweig vom 11 . 5. 1999, Az .: 6 
B 72/99, S. 9 f. ; Beschluss des VG Braunschweig vom 15. 6. 1999, Az. : 6 B 
54199, S. 11 , 13; Beschluss des VG Braunschweig vom 15. 4. 1999, Az.: 6 B 
55199, S. 10 f.; Beschluss des VG Braunschweig vom 28. 4. 1999, Az.: 6 B 
26199, S. 10 f. ; Beschluss des VG Braunschweig vom 15. 2. 1999, Az.: 6 B 
6010199, S. 8, 10; Beschluss des VG Braunschweig vom 18. 2. 1999, Az.: 6 
B 6393/98, S. 5 f.; Beschluss des VG Braunschweig vom 14. 6. 1999, Az. : 6 
B 46/99, S. 10; Beschluss des VG Braunschweig vom 20.0 7. 1999, Az. 6 B 
79199, S. 12; Beschluss des VG Braunschweig vom 20. 7. 1999, Az.: 6 B 
80/99, S. 12; Beschluss des VG Braunschweig vom l. 3. 2000, Az.: 6 B 
131/00, S. 8 f. und OVG Lüneburg, Urteil vom 3. 2. 1994, Az.: 3 L 1243/9 1, 
NVwZ 1995. S. 286 (287). 
1<1) Vgl. dazu Beschluss des VG Braunschweig vom 11. 5. 1999, Az.: 6 B 
72199, S. 8 ff.; Beschluss des VG Braunschweig vom 15. 6. 1999, Az.: 6 
B 54/99, S. II; Beschluss des VG Braunschweig vom 15. 4. 1999, Az.: 6 
B 55/99, S. 10 f.; Beschluss des VG Braunschweig vom 28. 4. 1999, Az.: 
6 B 26/99, S. 10 ff. ; Beschluss des VG Braunschweig vom 15. 2. 1999, 
Az.: 6 B 6010/99, S. 8 f.; Beschluss des VG Braunschweig vom 24. 3. 
1999; Az.: 6 B 6013/99, S. 7; Beschluss des VG Braunschweig vom 18. 2. 
1999, Az.: 6 B 6393/98, S. 5 f.; Beschluss des VG Braunschweig vom 14. 
6. 1999, Az.: 6 B 46/99, S. 9 f. ; Beschluss des VG Braunschweig vom 20. 
7. 1999, Az.: 6 B 79/99, S. 12; Beschluss des VG Braunschweig vom 20. 
7. 1999, Az.: 6 B 80/99, S. 12; Beschluss des VG Braunschweig vom 1. 3. 
2000, Az.: 6 B 131/00, S. 8. 
") Vgl. dazu Beschluss des VG Braunschweig vom 15. 2. 1999, Az.: 6 B 
6010/99, S. 9 f.; Beschluss des VG Braunschweig vom 18. 2. 1999, Az.: 6 B 
6393/98, S. 7; Beschluss des VG Braunschweig vom 18. 2. 1999, Az.: 6 B 
6392/98, S. 8; Beschluss des VG Braunschweig vom 22. 12. 1998, Az.: 6 B 
6372/98, s. 4. 
" ) Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass das VG Braun-
schweig nach Ablauf auch einer kürzer als zehn Jahre befristeten Zulassung 
ein neues Zulassungsverfahren mit neuem Zulassungsantrag für erforderlich 
erachtet. Vgl. dazu Beschluss des VG Braunschweig vom 11. 5. 1999; Az.: 6 
B 72/99, S. 11; Beschluss des VG Braunschweig vom 28. 4. 1999,Az.: 6 B 
26199, S. 12; Beschluss des VG Braunschweig vom 15. 6. 1999, Az.: 6 B 54/ 
99, S. 12 ; Beschluss des VG Braunschweig vom 15. 4. 1999, Az.: 6 B 55/99, 
S. 12; Beschluss des VG Braunschweig vom l5. 2. 1999, Az.: 6 B 6010/99, 
S. 9; Beschluss des VG Braunschweig vom 24. 3. 1999, Az.: 6B6013/99, S. 
8; Beschluss des VG Braunschweig vom 18. 2. 1999, Az. 6 B 6393/98, S. 7; 
Beschluss des VG Braunschweig vom 18. 2. 1999, Az.: 6 B 6392/98, S. 8; 
Beschluss des VG Braunschweig vom 20. 7. 1999, Az. 6 B 79/99, S. l O; Be-
schluss des VG Braunschweig vom 20. 7. 1999, Az.: 6 B 80/99, S. 10. 
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somit in jedem Einzelfall hinsichtlich ihrer Bedeutung festzu-
stellen. 22) 
Zur Veröffentlichung angenommen: 28. März 2000 
Ko11taktc111schrift: D1: Volker KallS, Industrieverband Agrar e. I<, 
Kar/straße 21 , ·D-60329 Fra11kji1rt am Main 
MITTEILUNGEN 
Verbesserungen bei der Festlegung der 
Abstandsauflagen zum Schutz von 
Gewässerorganismen 
Im Laufe des letzten Jahres wurde in den am Zulassungsverfah-
ren beteiligten Behörden an der Weiterentwicklung des bis-
herigen Vetfahrens zur Festlegung von Abstandsauflagen zum 
Schutz von Gewässerorganismen gearbeitet. Im Folgenden wer-
den die sich daraus ergebenden Anderungen kurz dargestellt: 
Festlegung neuer Abtrifteckwerte 
Die bisher im Zulassungsve1fahren zur Ermittlung der Exposi-
tion von Gewässerorganismen verwendeten Abtrifteckwerte 
wurden auf der Grundlage von Praxisversuchen festgelegt, die 
Anfang des letzten Jahrzehntes durchgeführt wurden. In der 
Zwischenzeit sind weitere Messungen erfolgt, die eine Anpas-
sung der Abtrifteckwerte an den Stand von Wissenschaft und 
Technik erforderlich gemacht haben. Die neuen Abtrifteckwerte 
sind kürzlich im Bundesanzeiger veröffentlicht worden (Bun-
desanzeiger vom 26. Mai 2000, Seite 9879). Während die bis-
herigen Eckwerte lediglich Rundungen der tatsächlichen Mess-
werte darstellten, sind die neuen Werte mit jeweils einer Potenz-
funktion angepasst worden und liegen demzufolge auf einer 
Kurve. Diese Anpassung vereinfacht die Zuordnung der verlust-
mindernden Anwendungstechnik entsprechend der neuen Richt-
linie 1- 2.3.3 der Richtlinien der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft zu den dort definierten Abtriftminde-
rungsklassen deutlich. Zudem war dadurch eine Extrapolation 
auf größere Entfernungen von bis zu 250 m möglich, für die 
keine Messwerte vorliegen. Die Berücksichtigung dieser großen 
Abstände e1folgte primär mit dem Ziel, die Anwendung von 
ansonsten nicht zulassungsfähigen Pflanzenschutzmitteln bzw. 
Anwendungsgebieten auf gewässerfernen Schlägen zu ermög-
lichen. Weiterhin wurden die 90. Perzentile der Messwerte ver-
wendet. Diese Anderung erfolgte im Vorgriff auf einen bevor-
stehenden Vorschlag einer auf EU-Ebene eingesetzten Arbeits-
gruppe (FOCUS-Gruppe), die von der EU-Kommission mit der 
Entwickluug einheitlicher Expositionsszenarien für Gewässer 
beauftragt ist. 
Differenzierung von Abstandsauflagen zum Schutz 
von Gewässerorganismen 
Bei der Festlegung von Anwendungsbestimmungen zum Schutz 
von Gewässerorganismen bei der Zulassung von Pflanzen-
schutzmitteln („Abstandsauflagen") wird grundsätzlich von 
einer bestimmten Standardanwendungssituation unter Zugrunde-
legung realistisch ungünstigster Bedingungen ausgegangen 
(„reasonable warst case"). Da nunmehr für weitere Anwen-
